
SPIEGEL: Herr Schröder, deutsche Soldaten
haben in den vergangenen 20 Jahren an
mehr als 20 Auslandseinsätzen teilgenom-
men. Sind wir eine normale Nation ge-
worden?
Schröder: So kann man es sehen, obwohl
ich den Begriff Normalität in diesem Zu-
sammenhang nicht benutzen würde. Wir
sind seit der Wiedervereinigung ein sou-
veräner Staat, und nach einem schwieri-
gen Lernprozess handeln wir mittlerweile
auch so.
SPIEGEL: Wie ist Ihr persönlicher Lernpro-
zess verlaufen? 
Schröder: Als die Amerikaner im Jahr 1991
nach dem Überfall Saddam Husseins auf
Kuwait den Irak angriffen, da war ich
strikt gegen eine deutsche Beteiligung.
Ich war wie die große Mehrheit der Bür-
ger davon überzeugt, dass sich Deutsch-
land angesichts seiner Geschichte im letz-
ten blutigen Jahrhundert an Militärein-
sätzen nicht beteiligen sollte.
SPIEGEL: Hatte das auch persönliche Grün-
de? Ihr Vater ist im Krieg gefallen, und
Ihre Generation hat die unmittelbare
Nachkriegszeit noch erlebt. 
Schröder: Das hatte weniger mit meinem
Vater zu tun, den ich nie kennengelernt
habe. Es war einfach der Konsens der al-
ten Bundesrepublik, dass Deutschland nie
wieder an einem Krieg teilnehmen sollte,
es sei denn zur Landesverteidigung. 
SPIEGEL: Was hat bei Ihnen zum Umden-
ken geführt? 
Schröder: Das war die Einsicht, dass ein
souveräner Staat sich nicht auf Dauer hin-
ter seiner Vergangenheit verstecken kann.
Wir waren nicht mehr geteilt, wir hatten
keinen Sonderstatus mehr. Die internatio-
nale Staatengemeinschaft hat von uns er-
wartet, dass wir nicht nur mit Geld helfen,
wie wir das ja lange gemacht hatten.
SPIEGEL: Überrascht Sie die Geschwindig-
keit, mit der sich dieser Wandel politi-
scher Überzeugungen vollzogen hat?
Schröder: Das ging ja nicht von heute auf
morgen, sondern Schritt für Schritt. Das
Bundesverfassungsgericht hat diesen
Lernprozess mit seinen Urteilen un -
terstützt. Das hat mit der Entscheidung
über den Einsatz von „Awacs“-Flug -
zeugen über Bosnien begonnen und
sich mit weiteren Urteilen fortgesetzt.

Es war klar, dass der Hinweis auf die
deutsche Geschichte auch rechtlich nicht
mehr zog.
SPIEGEL: Eine Ihrer ersten außenpoliti-
schen Entscheidungen als Bundeskanzler
war die Teilnahme am Kosovo-Krieg.
Schröder: Zu der Zeit unterschied die 
SPD noch zwischen friedenserhaltenden
 Maßnahmen, die als gut galten, und frie-
densschaffenden Maßnahmen, die viele
ablehnten. Es lag auf der Hand, dass wir
mit dieser Unterscheidung als Regie -
rungspartei nicht weiterkommen würden.
Was sich vor unseren Augen auf dem
 Balkan abspielte, war ein drohender
 Völkermord. Meine Partei musste die
Realität anerkennen und entsprechend
handeln.
SPIEGEL: Der Kosovo-Einsatz wurde von
einer rot-grünen Regierung beschlossen.
War das notwendig, um einen gesell-
schaftlichen Konsens herzustellen?
Schröder: Es war zumindest hilfreich. Das
war auch ein Verdienst von Joschka Fi-
scher. Mit dem Ja von SPD und Grünen
haben wir uns der Wirklichkeit gestellt. 

* In Bielefeld im Mai 1999.

Es war tatsächlich ein gesellschaftlicher
Durchbruch.
SPIEGEL: Das sah einige Jahre später an-
ders aus. Sie haben die Zustimmung Ihrer
Koalition zum Afghanistan-Einsatz er-
zwungen, in dem Sie die Abstimmung
mit der Vertrauensfrage verknüpften.
Schröder: Die USA waren am 11. Septem-
ber 2001 auf eigenem Territorium ange-
griffen worden, damit galt der Artikel 5
des Nato-Vertrags. Es gab zudem einen
einstimmigen Beschluss des Uno-Sicher-
heitsrats. Da nein zu sagen hätte uns völ-
lig isoliert. Das hätte das Gegenteil von
Normalität bedeutet. Und ich wollte zei-
gen, dass meine Regierungskoalition da-
für eine eigene Mehrheit hat.
SPIEGEL: Halten Sie den Einsatz immer
noch für richtig?
Schröder: Ich halte ihn für gerechtfertigt.
Immer noch. 
SPIEGEL: Warum zögern Sie zu sagen, er
sei auch richtig gewesen?
Schröder: Die Entscheidung war zum da-
maligen Zeitpunkt nicht nur gerechtfer-
tigt, sondern auch richtig. Afghanistan
war ein Rückzugsraum und ein Ausbil-
dungsort für Terroristen, die schreckliche
Anschläge verübt hatten. Daher musste
interveniert werden. Heute, mehr als
zehn Jahre später, kann man zur Entschei-
dung kommen, dass dieser Einsatz abge-
schlossen werden kann, weil man die Ver-
antwortung an die Afghanen übergeben
will. Entscheidungen müssen immer im
historischen Kontext gesehen werden.
SPIEGEL: Wie sehen Sie es heute?
Schröder: Ob der ganze Einsatz über mehr
als zehn Jahre richtig war, das wird man
erst später, vielleicht sogar erst in Jahr-
zehnten, beurteilen können. Eines ist je-
doch sicher: Wenn Deutschland sich an-
ders entschieden hätte, wären wir isoliert
gewesen und hätten das deutsch-ameri-
kanische Verhältnis wirklich in Schwie-
rigkeiten gebracht.
SPIEGEL: Das hat Sie nicht von Ihrem Nein
zum Irak-Krieg abgehalten.
Schröder: Das war eine andere Situation.
Wir waren vom Sinn dieses Krieges nicht
überzeugt. Wir waren sicher, dass es kei-
ne Massenvernichtungswaffen gibt, und
wir hatten die Befürchtung, dass die gan-
ze Region langfristig destabilisiert wird.

Deutschland
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„Führen, nicht auftrumpfen“
Der ehemalige Bundeskanzler Gerhard Schröder, 68, über die schwierige Zustimmung

zu Auslandseinsätzen der Bundeswehr, den historischen Lernprozess der 
Deutschen und den Unterschied zwischen gerechtfertigten und richtigen Kriegen
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Proteste gegen den Kosovo-Krieg* 
„Wir haben uns der Wirklichkeit gestellt“ 



Zudem war es kein Nato-Einsatz, und es
gab keine Legitimation durch den Uno-
Sicherheitsrat. 
SPIEGEL: Die gab es im Kosovo auch nicht.
Schröder: Richtig, das hatten die Russen
aus historisch nachvollziehbaren Grün-
den verhindert. Deshalb war der Einsatz
juristisch nicht unproblematisch. Aber
wir haben ihn für notwendig gehalten.
SPIEGEL: Ihre Argumentation ist sehr nüch-
tern. Sie argumentieren mit Bündnis -
verpflichtungen und Paragrafen. Andere
haben ihre Haltung damals moralisch
 begründet. Joschka Fischer hat in der Ko-
sovo-Debatte sogar Auschwitz bemüht. 
Schröder: Ich verstehe, warum er so argu-
mentiert hat, denn er hatte ja große
Schwierigkeiten, die Beteiligung an der
Intervention in seiner Partei durchzuset-
zen. Trotzdem teile ich diese Argumen-
tation nicht, denn sie stellt die Singulari-
tät des Holocaust in Frage. Aber richtig
ist, dass es eine moralische Begründung
gab. Mitten in Europa gab es Vertreibun-
gen und drohte ein Völkermord. 
SPIEGEL: Sie haben den Afghanistan-Ein-
satz auch mit den Mädchenschulen be-
gründet. Braucht man in Deutschland für
Kriege eine moralische Komponente, weil
realpolitische Gründe nicht reichen?
Schröder: Ja, nur der Verweis auf den Nato-
Vertrag wäre zu abstrakt gewesen. Man
musste damit argumentieren, dass da dem
Treiben von Terroristen und Unterdrü-
ckern Einhalt geboten werden sollte. Es
ist nichts Schlechtes, wenn die Bevölke-
rung in Deutschland für eine militärische
Intervention eine moralische Begründung
verlangt. Ich bin froh, dass die Zeiten vor-
bei sind, in denen Deutsche mit Hurra in
den Krieg gezogen sind, wie es 1914 war. 
SPIEGEL: Nur ging es in Afghanistan gar
nicht um Mädchenschulen.
Schröder: Es hat auch keiner behauptet,
dass es nur darum ging. Es ging darum,
die Menschen aus dem Würgegriff des
menschenverachtenden Taliban-Regimes
zu befreien, den Terrorismus zu bekämp-
fen und das Land zu stabilisieren. Ich
habe damals zwei solcher Mädchenschu-
len besucht. Ich wusste, dass diese Mäd-
chen nur eine Chance haben, weil es die
internationale Intervention gegeben hat.
Das hat mich sehr berührt. Das hat dazu
beigetragen, dass wir in der Sache fest
geblieben sind, als es schwierig wurde.
SPIEGEL: Viele dieser Schulen wurden wie-
der geschlossen. Das zeigt die Probleme
einer moralischen Argumentation. 
Schröder: Nur weil man nicht alle Ziele
durchsetzen kann, wird die Argumenta-
tion nicht falsch.
SPIEGEL: Ist die Politik weiter als die Bür-
ger, was die Bereitschaft zu militärischen
Einsätzen angeht?
Schröder: Auch Politiker machen sich das
nicht leicht. Für mich waren das die
schwersten Entscheidungen während mei-
ner Kanzlerschaft. Aber es gibt eine Dif-
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Ex-Regierungschef Schröder: „Ein Nein hätte uns völlig isoliert“



ferenz zwischen dem, was die Menschen
fühlen und gern hätten, und dem, was
sein muss. Es ist viel leichter zu argumen-
tieren, da halten wir uns raus, als zu sa-
gen, wir beteiligen uns. 
SPIEGEL: Haben Sie den Afghanistan-Ein-
satz aus Rücksicht auf diese Stimmungs-
lage in der Bevölkerung nicht als Krieg
bezeichnet?
Schröder: Sicherlich hat das auch eine Rol-
le gespielt.
SPIEGEL: Das Wort „Krieg“ hat erst der
damalige Verteidigungsminister Karl-
Theodor zu Guttenberg vor drei Jahren
in den Mund genommen.
Schröder: Wenn das seine historische Leis-
tungwar, dannwollenwir das akzeptieren.
SPIEGEL: Sie haben den Afghanistan-Krieg
aus Bündnistreue mitgetragen. Zum Feld-
zug George W. Bushs gegen den Irak
 haben Sie nein gesagt. War das der Zeit-
punkt, an dem die deutsche Außenpolitik
erwachsen geworden ist?
Schröder: In gewissem Sinne schon. Das
Ja zu Kosovo und Afghanistan hat uns
Deutsche zu einem gleichberechtigten
Partner in der internationalen Staaten -
gemeinschaft gemacht. Ein Partner, der
Pflichten zu erfüllen hat, aber der ebenso
auch Rechte erworben hat. Dazu gehört
auch das Recht, nein zu sagen, wenn wir
von dem Sinn einer militärischen Inter-
vention nicht überzeugt sind. Aber so
ganz ohne historische Vorläufer ist meine
Politik ja nicht gewesen. Als Willy Brandt
die Ostpolitik konzipierte, gab es sehr
 intensive Diskussionen mit den USA, die
nicht von diesem Weg überzeugt waren.
Er hat sich trotzdem nicht davon abbrin-
gen lassen. In den ganz fundamentalen
Fragen wurde die deutsche Außenpolitik
damals in Bonn gemacht, das war unter
Schmidt und Kohl auch so, und dann
eben in Berlin und nicht in Washington.
So habe ich das später formuliert.

SPIEGEL: Diesen Satz könnte man auch auf
die Libyen-Entscheidung der jetzigen
Bundesregierung anwenden. Anders als
alle westlichen Verbündeten hat Deutsch-
land sich vor zwei Jahren im Uno-Sicher-
heitsrat enthalten.
Schröder: Ich finde, das ist die souveräne
Ent scheidung einer deutschen Regierung
ge wesen. Ichhabemichnicht geäußert, weil
ich nicht wusste, wie ich entschieden hätte.
SPIEGEL: Sie finden die Enthaltung in Ord-
nung?
Schröder: Ich kann nachvollziehen, wie
schwer es ist, eine Entscheidung für ein
militärisches Eingreifen zu treffen. Der
Beschluss des Uno-Sicherheitsrates ist ja
dann, ich sag es diplomatisch, sehr offen-
siv interpretiert worden. 
SPIEGEL: Sie haben als legitime Gründe
für ein militärisches Eingreifen die Bünd-
nissolidarität und humanitäre Erwägun-
gen genannt. Warum nicht auch deutsche
Sicherheitsinteressen?
Schröder: Welche meinen Sie?
SPIEGEL: Ihr kürzlich verstorbener Partei-
freund, der ehemalige Verteidigungsmi-
nister Peter Struck, hat gesagt: Deutsch-
lands Sicherheit wird auch am Hindu-
kusch verteidigt.

* Mit den Redakteuren Christiane Hoffmann und Ralf
Neukirch in Schröders Büro in Hannover.

Deutschland

Schröder: Das war der Versuch, eine wei-
tere Begründung zu schaffen. Ich möchte
das aus Respekt vor Peter Struck nicht
weiter kommentieren.
SPIEGEL: Sollte der Westen in Syrien ein-
greifen?
Schröder: Mal unabhängig von der Frage,
dass der Uno-Sicherheitsrat das nicht le-
gitimieren würde: Niemand weiß genau,
wer die Kräfte sind, die dann mit Hilfe
des  Westens die Oberhand gewinnen
könn ten. An dem Punkt teile ich die zu-
rückhaltende Position der Bundesregie-
rung.
SPIEGEL: Früher hat sich Deutschland auch
in Europa gern hinter anderen versteckt.
Inzwischen fordert der polnische Außen-
minister Radoslaw Sikorski deutsche Füh-
rung. Sind wir dazu schon bereit?
Schröder: Deutschland ist derzeit wegen
seiner ökonomischen Kraft und seiner
 politischen Bedeutung berufen, innerhalb
der Europäischen Union Führung zu über-
nehmen. Allerdings habe auch ich in
 meiner Amtszeit lernen müssen, dass
Deutschland in Europa nur so  führen
kann, wie Stachelschweine sich lieben.
SPIEGEL: Wie lieben sich Stachelschweine?
Schröder: Ganz vorsichtig. Die anderen
Staaten erwarten von Deutschland Füh-
rung, kein Auftrumpfen. Sätze wie
„Europa spricht deutsch“ sind da nicht hilf-
reich.
SPIEGEL: Das war Unionsfraktionschef Vol-
ker Kauder. Wie macht die Kanzlerin ihre
Sache?
Schröder: Frau Merkel hat reichlich spät
die notwendigen Entscheidungen zur Hil-
fe und zur Solidarität getroffen. Das hat
die Euro-Rettung sicher verteuert. Aber
sie verweigert deutsche Führung nicht,
sondern übt sie zurückhaltend aus. Das
finde ich in Ordnung.
SPIEGEL: Herr Schröder, wir danken Ihnen
für dieses Gespräch. 
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Schröder beim SPIEGEL-Gespräch* 
„Gleichberechtigter Partner“ 


